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1.) Die Bearbeitung der hier einschlägigen Pragen würde zu 
erfolgan haben im Einvernehmen mit: dem Auswärtigen Ant 
(Gesandter Clodius), Vertreter für den Viergahresplan 
(Ministerial-Direktor Gramsch), Reichwirtschafteninisterium 
(Ministerial-Direktor Schlotterer) Reichsführer 39, Banken“ 
kommisser in Frankreich (Direktor Schäfer). 


Da die hauptsächlichen wirtschaftlichen Enternehmungen in 

der Form von Aktien-Gesellschaften betrieben werden, ist es 
zunächst notwendig den in Frankreich befindlichen Wertpapier- 
besitz sicherzustellen, | 


Durohführung der Sicherstellung durch Verordnung, welche zu ent- 


halten hats 


1. Das Verbot 
a) einer Verbringung 
b) einer Vernichtung 
0) eines Beiseiteschaffens (Versteckens) 
4) einer Veräusserung oder Belastung 


der Wertpapiere, 
2, Eine Anmeldepflicht für A. Wertpapierinhaber und «<Verwahrer, 


3, Eine Depotsperre für alle Banken oder bankiihnlichen Unterneh- 
men geführten Effektendepots, 


4. Die Unwirksamkeit 
a) von Verftigungen über Wertpapiere 
เว Sitzverlegungsbeschlüssen 


5. Strafandrohung bei Zuwiderhandlung gegen die Ziffern 1,2 und 

3. Die Zulässigkeit einer solchen Verordnung ergibt sich 

aus Artikel 43 der Haager Landkriegsordnung vom 18.10.07. 
Durehführung der Einflussnahme ebenfalls im Wege von Verordnungen, 
Daboi ist anzustrbens Penn 
1. Die vilkerrechtliche Wirksamkeit, da anderenfalls die ins Ange 


land geflüchteten Berechtigten die ต ่ ง ส ม มะ ละ der Massnahmen 
nicht anerkennen wlirden, 


Ze Die Ausschaltung der zu 


erwartenden Gegenmassnahnen der Be- 


Im J 





(ET 


rechtigten, soweit sie in das Ausland geflüchtet sind, 


3.) Inbesitznahme der Wertpapiere und Einwirkung auf die Willens- 
bildung der Organe der Gesellschaften, 


Zu 1.) Nach Artikel 46 der Haager Landkriegsordnung darf Privateigen- 
tum nicht eingezogen werden, Daher ist Einziehung von Wertpa- 
pieren zu vermeiden, soweit sie nicht im staatlichen Eigentum 
stehen. Nach Artikel 42 ff. der Haager Landkriegsordnung hat 
sich grundsätzlich die in dem besetzten(Gebiet) feindlichen 
Gebiet auszuübende Gewalt auf diejenigen Vorkehrungen zu be- 
sohränken, die geeignet sind, die Öffentliche Meinung Ordnung 
und das öffentliche Leben wieder herzustellen oder aufrecht zu 
erhalten, Es wird daher grundsätzlich völkerrechtlich nicht 
erlaubt sein die an Ort und Stelle verbliebenen Organe der 
Gesellschaften auszuschalten und durch Kommissare zu ersetzen, 
Eine derartige Massnahme würde wahrscheinlich international 
vom völkerrechtlichen Standpunkt aus betrachtet nicht als wirk- 
sam angesehen werden, Aus diesem Grunde ist es anzustreben, die 
Organe der Gesellschaften zur Arbeit im Sinne der. deutschen 
Wirtschaftsbelange zu veranlassen, nicht aber diese Person 
abzusetzen, 


Es wird zu prüfen sein, ob und inwieweit die betroffenen Staaten 
Massnahmen ergriffen haben um die Ausdehnung des deutschen Ein- 
fiusses auf die in Betracht kommenden Gesellschaften zu verhindern 
Danach würden Gesetze eines Landes die nach dessen Besetzung 
beschlossen werden von Deutschland und auch im neutralen 

Ausland nicht anzuerkennen sein, Sollten aber die betreffenden 
Regierungen vor der vollständigen Besetzung ihres Territoriums 
Gesetze erlassen haben, in denen beispielsweise die Sitzverle- 
gung ketitingiseker miex kmigineher die ohne weiteres durch 
Willensakt des Vorstandes mit Genehmigung der Regierung vorge- 
sehen ist, 80 würden diese Gesetze eine Rechtslage geschaffen 
haben, die zunächst nach Artikel 43 der Haager Lanäkriegsori- 
nung von der deutschen Regierung als gesetzmässig anzuerkennen 
ist, 


Inwieweit Gegenmassnahmen möglich und durchführbar wären, ist 
abhängig von Art und Inhalt der eventuell zu erlassenden Ge- 
setze. 
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Zu 3.) Bine deutsche Einwirkung auf die im besetzten Gebiet 
befindlichen Gesellschaften, kann soweit es sich um 
Aktiengesellschaften handelt nur stattfinden: 


a) aufgrund einer Inbesitznahme der Aktienurkunden der 
im neutralen Land gelegenen Tochtergesellschaften oder 


b) dureh Einflussnahme auf die Willensbildung der Gesell- 
schaften, Bei der Einflussgewinnung ist ein zwangs- 
weises Vorgehen zu vermeiden, denn bei offensicht- 
lichen Zwang könnte leicht das Gegenteil des verfolg- 
ten Zweckes erreicht werden; es könnte nämlich die 
wirksamkeit etwaiger Massnahmen unter Hinweis auf 
swingende Grundsätze des Völkerrechts verneint werden. 
Daher ist es zweckmässig durch Lenkung der Organe 
der Gesellschaften nicht aber durch gewaltsame Einwir- 
kung auf diese Organe Einfluss zu nehmen, Falis die 
Organe sich nicht lenken lassen sind sie abzuberufen 
und durch brauchbare Kräfte zu ersetzen, 


Die zu A.) vorgeschlagenen Massnahmen sind zur Ver- 
meidung von Änderungen der Struktur der Gesellschaften 
und Verschiebungen von Wertpapieren äusserst dringlich. 


Die zu B,) gegebenen Anregungen verstehen sich als 
Massnahmen, die erst anhand der weiteren Entwicklung 
der Sachlage getroffen werden können, 
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